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n 1. Altersversorgung
 

t	 Die Deutschlandrente – neue Spielart 	

	 in der Altersversorgung

Eine neue kapitalgedeckte „Deutschland-

rente“ soll die private und betriebliche Al-

tersversorgung ergänzen, die den Arbeit-

nehmern derzeit vor allem in Form von 

Riester-Rente und Entgeltumwandlung an-

geboten wird. So sieht es ein gemeinsamer 

Drei hessische Minister bringen eine neue 

Spielart der Altersversorgung in die Diskus-

sion – die Deutschlandrente. Was steckt da-

hinter? Das Bundessozialgericht stellt die 

Sozialversicherungsfreiheit bei Minder-

heitsgesellschaftern in Frage. Lesen Sie, wo-

rauf jetzt aufgepasst werden muss.

Zahlreiche Beitragserhöhungen in der pri-

vaten Krankenversicherung werfen die Frage 

auf, wie brauchbar die Alternativangebote 

der Krankenversicherer sind, die in vielen 

Fällen den Benachrichtigungsschreiben bei-

liegen. Hier ist Kritik mehr als angebracht.

Die Aktienmärkte befanden sich in den er-

sten Wochen dieses Jahres auf einer rasanten 

Talfahrt. Festverzinsliche Wertpapiere liefern 

nur noch minimale Renditen. Lesen Sie, wie 

wir das gemischte Mischfondsportfolio da-

rauf ausrichten.

Abschließend finden Sie einen Ratschlag 

im Umgang mit ausländischen thesaurie-

renden Investmentfonds, um die dort anfal-

lende Doppelbesteuerung zu vermeiden.

 

Andreas Bürse-Hanning,

Vorsitzender des Vorstandes

Aures Finanz AG & Cie. KG
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Vorschlag der hessischen Landesminister 

Tarek Al Wazir (Grüne), Stefan Grüttner und 

Thomas Schäfer (beide CDU) vor, den sie 

kurz vor Weihnachten 2015 skizziert haben. 

Als ein wesentlicher Makel des derzeitigen 

Systems gilt, dass gerade Geringverdiener 

eher selten eine ergänzende Versorgung 

nutzen, obwohl ihre gesetzliche Rente ei-

gentlich besonders dringend um weitere 

Bausteine ergänzt werden muss. Mit dem 

Konzept des schwarz-grünen Ministertrios 

aus Hessen würden Arbeitnehmer neben 

der gesetzlichen Rente künftig automatisch 

eine ergänzende Vorsorge aufbauen. Nur 

wer es ausdrücklich beantragt, könnte aus-

steigen (Opting-Out). Im Regelfall jedoch 

würde der Arbeitgeber direkt Beiträge an 

einen „Deutschlandfonds“ überweisen, in 

dem nach gesetzlich definierten Anlagekri-

terien das gesamte auf diesem Weg für Mil-

lionen Arbeitnehmer eingesammelte Vorsor-

gekapital verwaltet werden soll.

Im Hinblick auf die Beitragszahlung weist 

das Konzept damit eine Nähe zur betrieb-

lichen Altersversorgung auf. Zugleich aber 

würde damit neben die immer wieder um-

strittene Vielfalt der vorhandenen Produk-

tangebote für die Altersversorgung ein 

neues, gesetzlich geregeltes Standardpro-

dukt gestellt. Der „Deutschlandfonds“ kön-

ne von der gesetzlichen Rentenversicherung 



zum Selbstkostenpreis verwaltet werden, re-

gen die drei Minister an. Was die Erträge an-

geht, verweisen sie auf den norwegischen 

Staatsfonds, der seit seiner Gründung 1997 

„auf eine durchschnittliche Rendite von 

mehr als 5 Prozent“ komme.

Formal würde die neue Zusatzrente we-

gen der Opting-Out-Regel beinahe zu einer 

Zwangsrente. Wer andere Vorsorgewege be-

vorzugt, könnte diese weiter wählen. Der 

Bundesverband deutscher Investment- und 

Asset-Managementgesellschaften (BVI) hält 

das Konzept eines Zentralfonds schon im 

Kern für kontraproduktiv. Denn damit wären 

alle Beteiligten, unabhängig von ihrer per-

sönlichen Situation, einer einheitlichen An-

lagepolitik ausgesetzt. Arbeitnehmern und 

ihren Arbeitgebern werde damit die Mög-

lichkeit genommen, eine dem jeweiligen Al-

ter angepasste Risikostruktur für ihr Anlage-

kapital zu wählen.

Ein solcher milliardenschwerer Zentralfonds 

könnte außerdem leicht politische Begehr-

lichkeiten wecken. Die Gefahr des staatli-

chen Missbrauchs des von breiten Bevöl-

kerungsgruppen eingezahlten Kapitals ist 

nicht von der Hand zu weisen – wie die fort-

dauernde Nutzung der Sozialkassen für ver-

sicherungsfremde Leistungen deutlich wer-

den lässt, warnt der BVI.

Natürlich ist es auch die private Versi-

cherungswirtschaft, die sich kritisch zur 

„Deutschlandrente“ äußert. Sie verweist da-

rauf, dass mit der Riester-Rente und der be-

trieblichen Altersversorgung geförderte Vor-

sorgemöglichkeiten bestünden, die keines 

weiteren Modells bedürften. Viel aussichts-

reicher sei es, an den bestehenden Instru-

menten anzusetzen und diese zu stärken. 

So würden schon viele Millionen Arbeitneh-

mer die Direktversicherung als einfache und 

effiziente Form der Vorsorge nutzen, häufig 

unterstützt von ihren Arbeitgebern. Zielfüh-

rend für eine weitere Verbreitung wäre es, 

für Arbeitnehmer mit niedrigen Einkommen 

Anreize durch eine höhere Förderung zu set-
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Unternehmen, sofern diese in der Vergan-

genheit als sozialversicherungsfrei einge-

stuft wurden.

Gerne stellen wir im Bedarfsfall den Kontakt 

zu entsprechend spezialisierten Anwälten 

innerhalb unseres Netzwerkes her.

n 2. Private Krankenversicherung
 

t 	 Vorsicht bei unübersichtlichen Alterna-	

	 tivangeboten

Obwohl privat Krankenversicherte das Recht 

haben, jederzeit in einen günstigeren Tarif 

innerhalb ihrer Gesellschaft zu wechseln, 

wurde ihnen dies in den vergangenen Jah-

ren seitens vieler Konzerne erschwert oder 

verwehrt. Mit der Einführung der „Leitlinien 

der Privaten Krankenversicherung für einen 

transparenten und kundenorientierten Tarif-

wechsel“ zum 01. Januar 2016 reagiert der 

Verband der privaten Krankenversicherung 

(PKV) nun. 

Die neuen Regelungen sollen den Versicher-

ten einen Tarifwechsel erleichtern. Am 14. 

Oktober 2014 wurden die Tarifwechsel-Leit-

linien bereits veröffentlicht. Die Leitlinien 

konkretisieren den Umgang mit dem gel-

tenden Recht. Den Paragraphen 204 VVG 

gibt es unter Berücksichtigung des Vorläu-

fers Paragraph 178f VVG a.F. bereits seit 

1994. Die Kalkulationsverordnung (KalV) 

ebenso und Paragraph 6 VVG-InfoV wurde 

2008 eingeführt. 

Seit Januar 2016 erhalten die Versicherten 

bei Beitragsanpassungen bereits ab dem 

55. Lebensjahr konkrete Tarifalternativen – 

also fünf Jahre früher, als gesetzlich vorge-

sehen. Zudem verpflichten sich die teilneh-

menden Unternehmen, Kundenanfragen 

innerhalb von 15 Tagen zu beantworten und 

die Versicherten individuell über einen Tarif-

wechsel zu beraten.

Es haben sich jedoch nicht alle Konzerne zu 

den neuen Auflagen bekannt. Die Versiche-

rer wählen zudem die Tarifalternativen aus, 

zen oder bestehende psychologische Hür-

den abzubauen, wie die Anrechnung der Be-

triebsrente auf die Grundsicherung oder die 

volle Verbeitragung mit Beiträgen zur gesetz-

lichen Krankenversicherung im Rentenbezug.

t	 Sozialversicherungsfreiheit – Minder-	

	 heitsgesellschaftern einer GmbH droht 	

	 Ungemach

In der Vergangenheit konnten sich auch 

Minderheitsgesellschafter als Geschäftsfüh-

rer einer GmbH (unter 50 % Gesellschafts-

anteil) von der Sozialversicherungspflicht 

befreien lassen. Eine der Voraussetzungen 

hierfür war die Stimmrechtsbindung mit 

einem oder mehreren weiteren Gesellschaf-

tern zum Zwecke der Erreichung einer wil-

lensbildenden Einflussnahme innerhalb der 

Gesellschafterversammlung. Häufig wurden 

diese Stimmrechtsbindungen im Rahmen 

einer zivilrechtlichen Vereinbarung außer-

halb des Gesellschaftsvertrages zwischen 

den betroffenen Gesellschaftern fixiert.

Dieser Praxis hat das Bundessozialgericht 

mit 3 Urteilen vom 11. November 2015 einen 

Riegel vorgeschoben. Danach sind Stimm-

rechtsbindungsvereinbarungen nur dann 

bei der Beurteilung des sozialversicherungs-

rechtlichen Status des Minderheitsgesell-

schafters wirksam, wenn diese innerhalb 

des Gesellschaftsvertrages vereinbart sind. 

Zivilrechtliche Vereinbarungen sind danach 

selbst dann nicht ausreichend, wenn diese 

notariell beglaubigt sind.

Wir stellen aktuell schon fest, dass im Rah-

men von Betriebsprüfungen durch die Sozi-

alversicherungsträger genau an dieser Stel-

le besonders intensiv nachgehakt wird. Vor 

diesem Hintergrund ist allen möglicherwei-

se betroffenen Minderheitsgesellschaftern 

die Einschaltung eines auf diese Fragestel-

lungen spezialisierten Fachanwaltes für  So-

zialversicherungsrecht dringend angeraten. 

Gleiches gilt im Übrigen auch für mitarbei-

tende Familienangehörige und mitarbeiten-

de Gesellschafter ohne Organstellung im 



die sie anbieten möchten. Außerdem infor-

mieren sie über die Wechselmöglichkeit in 

den Basistarif und in den sogenannten Stan-

dardtarif. Tatsächlich werden nach unserer 

Erfahrung nicht alle Tarifmöglichkeiten vor-

gestellt, die für Kunden sinnvoll sind. Wir 

stellen hier eine bewusste Desinformation 

fest, die im Interesse der Versicherungsge-

sellschaften liegt. 

Ebenso ist die Aufbereitung der Unterlagen 

so unübersichtlich, dass den Kunden und 

den Beratern im Markt damit keine klare Ent-

scheidungsgrundlage gegeben wird. 

Die Leitlinien definieren das jedoch anders:

 

» Zur Sicherung bestmöglicher Trans-

parenz und Verständlichkeit stellt das 

Versicherungsunternehmen Tarifalter-

nativen derart dar, dass dem Versicher-

ten ein Überblick über die Gruppe der 

gleichwertigen Tarife sowie über die 

Gruppe der Tarife mit höherem und nied-

rigerem Leistungsniveau möglich ist. 

Der Versicherer teilt dem Versicherten 

für die ausgewählten Zieltarife den un-

ter Anrechnung der vorhandenen Alte-

rungsrückstellung zu zahlenden Beitrag 

mit. Bestehende und die sich aus einer 

Risikoprüfung ergebenden Risikozu-

schläge bleiben davon unberührt.«

Versicherte sollten die von ihrer privaten 

Krankenversicherung vorgeschlagenen Tarife 

daher in jedem Fall genau prüfen. Der Grund: 

Ein solches Tarifauswahlsystem kann entwe-

der zum Vorteil des Versicherten genutzt wer-

den, indem ihm alle für ihn sinnvollen Tarife 

aufgezeigt werden oder zum Vorteil des Ver-

sicherers, der nur Tarife vorschlägt, die ihm 

hinsichtlich des Tarifwechsels am besten 

passen. Zudem hat sich bislang nur ein Teil 

der privaten Krankenversicherer verpflichtet, 

die Leitlinien einzuhalten.

Aures empfiehlt die Tarifüberprüfung auf 

mögliche Tarifwechsel immer dann, wenn 

für eine einzelne versicherte Person ein 
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monatlicher Tarifbeitrag von 500 € über-

schritten wird. Gerne stellen wir Ihnen eine 

aussagefähige Tarif- und Leistungsgegenü-

berstellung in übersichtlicher tabellarischer 

Form zur Verfügung und geben Ihnen damit 

die Entscheidungsgrundlage, die die pri-

vaten Krankenversicherer selber nicht zur 

Verfügung stellen.

n 3. Geldanlage
 

t 	 Das gemischte Mischfondsportfolio: 

	 Mit Absolute Return Fonds abgesichert

Die Aktienmärkte befanden sich in den er-

sten Wochen dieses Jahres auf einer rasanten 

Talfahrt. Selbst das Risiko einer globalen Fi-

nanzkrise wurde bisweilen heraufbeschwo-

ren. Heftige Sorgen über die weitere Entwick-

lung der Weltwirtschaft lagen dem zugrunde. 

Die wirtschaftliche Schwäche in China, der 

Kapitalabfluss aus den Schwellenländern, 

der damit verbundene Abwertungsdruck auf 

die Währungen und die mäßige konjunktu-

relle Dynamik in den USA standen im Fokus. 

Dabei wurde der stark gesunkene Ölpreis 

als Indikator einer sehr schwachen globalen 

Konjunktur gesehen.

Gerade deshalb bleibt das gemischte Misch-

fondsdepot unsere Anlageempfehlung für 

Fondsanleger. Mischfonds sind Investment-

fonds, die in Aktien, Rentenpapiere, Geld-

markttitel, Rohstoffe, Edelmetalle und auch 

in Immobilien-Sondervermögen anlegen 

können. Sie kombinieren Wachstumschan-

cen von risikobehafteteren Anlagen wie z. B. 

Aktien mit Renditen aus vergleichsweise si-

cheren festverzinslichen Wertpapieren. Die 

Fondsmanager von Mischfonds nutzen ei-

nen größeren Anlagespielraum, als dieser 

beispielsweise für die Verwaltung reiner Ak-

tienfonds zur Verfügung steht.

Mischfonds sind bei Anlegern sehr populär. 

Experten warnen die Anleger jedoch davor, 

die Ergebnisse der Vergangenheit in die Zu-

kunft fortzuschreiben. Sie sprechen sogar 

von einer „Zeitenwende bei den klassischen 

Mischfonds“. 

Dies hat zwei Gründe:

•	 Anleihen erwirtschaften inzwischen 

so wenig Rendite, das sie besten-

falls die Fondskosten decken.

•	 Gewinne und Verluste glichen sich 

bei Aktien und Anleihen in den ver-

gangenen 15 Jahren oft aus, sodass 

Mischfonds sich sehr stetig entwi-

ckelten. In den zurückliegenden 12 

Monaten fielen Aktien und Anleihen 

jedoch teils gleichzeitig, somit fand 

dieser Ausgleich nicht mehr statt. 

Folgerichtig rutschten in dieser Zeit 

fast alle Mischfonds ins Minus. 

Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, 

empfehlen wir die Beimischung von Absolu-

te-Return-Fonds ins Mischfondsportfolio. Das 

gilt beispielsweise für den „Sauren Absolute 

Return Fonds“. Der Vorteil: Absolute-Return-

Strategien sind nicht auf steigende Kurse an-

gewiesen und können auch in schwierigen 

Börsenphasen zulegen. Um ihre Ziele zu er-

reichen, können die Fondsmanager eine 

deutlich größere Bandbreite von Möglich-

keiten nutzen. Dazu gehören auch alternative 

Anlageinstrumente, mit denen bei fallenden 

Kursen Gewinne erzielt werden können. 

Mit diesen Instrumenten können die Fonds-

manager ihr Portfolio breiter aufstellen und 

gegen Kursschwankungen stabilisieren. Zu-

dem können sie die Ergebnisse ihrer Analy-

sen noch präziser umsetzen. Innerhalb einer 

Anlageklasse, Region oder Branche können 

die Fondsmanager erfolgversprechende Pa-

piere kaufen und bei weniger aussichts-

reichen Titeln durch entsprechende alterna-

tive Investments Positionen eingehen, um 

von erwarteten Kursverlusten zu profitieren.

Gemeinsam erwirtschafteten die Fonds seit 

Februar 2011 eine durchschnittliche Jahres-

rendite von 6,4 Prozent. In den letzten 12 Mo-

naten (bis März 2016) konnte das Mischfond-

sportfolio trotz niedriger Anleiherenditen 

und Markteinbrüchen an den Aktienmärkten 

die markweite Talfahrt wirksam begrenzen.



t 	 Fonds, die Erträge direkt wieder 

	 anlegen – die Besonderheiten

Fonds investieren meist in Wertpapiere, die 

laufende Erträge erwirtschaften. So werden 

auf Aktien üblicherweise Dividenden ge-

zahlt, auf Anleihen Zinsen. Der Gewinn kann 

entweder direkt an die Anleger weitergelei-

tet oder wieder angelegt (thesauriert) wer-

den. Unabhängig davon, in welche Wertpa-

piere Fonds investieren, lassen sie sich in 

zwei Kategorien einteilen: 

Ausschüttende Fonds

Sie schütten ihre Erträge an die Inhaber der 

Fondsanteile aus. Viele Fondsgesellschaf-

ten machen das einmal im Jahr, manche 

aber auch quartals- oder monatsweise. 

Thesaurierende Fonds

Sie legen die erwirtschafteten Erträge wie-

der an. Das hat zur Folge, dass sich der Wert 

des Fonds um die zugeflossenen Erträge er-

höht. Thesaurierende Fonds sind daher be-

sonders für den langfristigen Vermögens-

aufbau interessant und eignen sich weniger 

für Anleger, die die Auszahlung laufender 

Erträge suchen. Wollen Sie regelmäßig Zah-

lungen aus Ihrer Geldanlage auf Ihrem Kon-

to gutgeschrieben haben, sollten Sie sich für 

einen ausschüttenden Fonds entscheiden.

Grundsätzlich gilt für alle Besitzer thesau-

rierender sowie ausschüttender Fonds, dass 

laufende Erträge unter die Abgeltungssteuer 

fallen. Es kommt aber darauf an, wann der 
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Fonds die Einnahmen als erwirtschaftet ver-

bucht – es ergeben sich daher verschiedene 

Zeitpunkte, zu denen die Steuer fällig wird. 

Bei ausschüttenden Fonds erzielt der Anle-

ger sein steuerpflichtiges Einkommen am 

jeweiligen Auszahlungstag. Die Abgeltungs-

steuer wird sofort einbehalten. Ein thesau-

rierender Fonds verbucht die Erträge erst am 

Ende des Geschäftsjahres als steuerlich zu-

geflossen. Die Finanzbehörden sprechen 

hier von „ausschüttungsgleichen Erträgen“. 

Der Fonds führt die Abgeltungssteuer inklu-

sive Solidaritätszuschlag und eventueller 

Kirchensteuer an den Fiskus ab. 

Achtung – Doppelbesteuerung bei auslän-

dischen thesaurierenden Fonds

Bei einem thesaurierenden Fonds, der im 

Ausland aufgelegt ist, sollten Sie einige Be-

sonderheiten beachten.

Erträge selbst deklarieren

Ausländische thesaurierende Fonds sind 

nicht dazu verpflichtet, Abgeltungssteuer 

an den deutschen Fiskus abzuführen. Daher 

müssen Anleger jedes Jahr in Ihrer Einkom-

mensteuererklärung die Erträge aus Zinsen 

und Dividenden in der Anlage KAP angeben. 

Die Erträge unterliegen der Abgeltungsteu-

er von 25 Prozent plus Solidaritätszuschlag 

und gegebenenfalls Kirchensteuer. Meist er-

halten Sie am Ende des Jahres eine Beschei-

nigung Ihrer Depotbank, welche Erträge an-

gefallen sind. 

* Quelle: FFB, Stand 07.03.2016

Das gemischte Mischfondsportfolio

Name Fondsgesellschaft Risikoorientierung Wertentwicklung* 

1 Jahr

Wertentwicklung* 

5 Jahre p.a.
ACATIS Champions Select Wallberg Invest S.A. defensiv 3,39 5,55

Sauren Absolute Return IPConcept (Luxemburg) S.A. defensiv -0,79 2,09

Kapital Plus Allianz Global Investors defensiv -1,58 8,54

BHF Total Return Frankfurt Trust defensiv -0,57 3,43

ACATIS Gané Value Event UI Universal Investment ausgewogen 1,56 6,79

FvS Multiple Opportunities Flossbach von Storch flexibel 0,79 10,36

FvS Multi Asset Growth Flossbach von Storch dynamisch -2,99 8,04

Durchschnitt 0,05 6,40

Doppelbesteuerung vermeiden

Als Inhaber thesaurierender Auslandsfonds 

sollten Sie noch auf eine weitere Beson-

derheit achten – und zwar sobald sie Ihre 

Fondsanteile verkaufen wollen. Dann droht 

nämlich eine Doppelbesteuerung. Die in-

ländische Depotbank führt beim Verkauf die 

Abgeltungsteuer an den Fiskus ab. Die Steu-

er wird sowohl auf den Wertzuwachs durch 

Kurssteigerungen als auch durch wiederan-

gelegte Erträge einbehalten. Das macht die 

Depotbank auch dann, wenn Sie als Anleger 

bereits Jahr für Jahr die thesaurierten Zins- 

und Dividendenerträge in Ihrer Steuererklä-

rung angegeben haben. 

Wenn Sie den Fonds über viele Jahre beses-

sen haben, kann dies beim Verkauf zu ho-

hen Steuerabzügen führen. Und zwar auch 

auf die Gewinne, die Sie bereits versteuert 

haben! Um das zu vermeiden, müssen Sie 

als Anleger in der Steuererklärung des Ver-

kaufsjahres diese überhöhten Abzüge zu-

rückfordern und nachweisen, dass Sie in 

den Vorjahren die laufenden Erträge bereits 

berücksichtigt haben.

Um den steuerlichen Aufwand für unsere 

Kunden gering zu halten und um eine mög-

liche Doppelbesteuerung zu vermeiden, 

empfiehlt Aures bereits seit Jahren den Er-

werb inländischer und ausländischer aus-

schüttender Fonds sowie bei thesaurie-

renden Fonds ausschließlich den Erwerb 

von Fonds, die im Inland aufgelegt sind.
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